
       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000
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Energie
S O 2
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Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, Bay RS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 SONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme der Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 
 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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       Planung LÄNGST  & V OERKELIU S die LANDSCH AFT SARCH IT EKT EN Am Kellenbach 21     84036 Landshut-Kumhausen T elefon +49 871 55751     Fax +49 871 55753 info@laengst.de     www.laengst.de  Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bek anntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay ern - GO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 22.08.1998 (GV Bl. S. 796), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 385, 586) sowie Art. 81 Abs. 2 Bay er. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:   BEBAUUNGS P LAN NR. 07-65 
"AN DER STADTGRENZE ZWISCHEN ZAITZKOFEN  UND WOLFSBACH" m it integrie rtem  Grünord nungs pla n 

                     Für die Aufstellung des Entwurfes  Landshut, den ..................      Landshut, den .................. Referat Bauen und U mwelt      Referat Bauen und U mwelt Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung   P flüger         Doll Stv. Amtsleiter        Ltd. Baudirek tor 

ÜBERSICH T SLAGEPLAN  M 1:10.000

S ta d t Land s hut Gem e ind e Nie d e ra ichbach

Gem e ind e Ad lkofe n

S O 1
H öhe max. 3,8 m GR max. 20.000 m²

Energie
S O 2
H öhe max. 3,8 m GR max. 10.000 m²

Energie

1
2 3

Landshut, den 11.02.2022Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung
geändert am 28.04.2023

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! Längenmaße und H öhenangaben in Metern! Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der
Bek anntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Maßstab   1 : 1.000

Stand der Planunterlage: Januar 2023
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A: FESTSETZUNGEN DURCH P LANZEICHEN  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 07-65 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)  Art und Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  SO 1   Sonstiges Sondergebiet;    (§ 11 Abs. 2 BauNV O)    Zweck bestimmung Energie    mit Solarmodulen, T rafostation und Batteriespeichern.   Nutzungsschablone   1  Art der baulichen Nutzung  
 (§ 16 BauNV O)   2  max. H öhe in Metern über OK Gelände   3  max. zulässige Grundfläche (GR)  (§ 19 BauNV O)  Überbaubare Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)    Baugrenze   (§ 23 Abs. 3 BauNV O)  Grünflächen  
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)    private Grünfläche   Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur  Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Ausgleichsfläche 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    extensives Grünland  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    H eck enstruk turen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)    Baum, zu erhalten 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)    Baum, zu pflanzen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)                   

B: HINWEISE DURCH P LANZEICHEN    Schematische Aufstellung der Solarmodule    Bodendenkmal (Benehmen hergestellt) 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)     Flurstück snummer    Flurstück sgrenze    Baum außerhalb des Geltungsbereichs    W ald außerhalb des Geltungsbereichs    Gemeindegrenze    geplante äußere Zaunline,    eine V erschiebung nach innen ist zulässig   (Maschendrahtzaun, H  2,20 m)    

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ……………….. gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 6 am ……………….. bek anntgemacht.   Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ……………….. gebilligt und hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………….. bis ……………….. ortsüblich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. 1 am ……………….. bek anntgemacht.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 Bay BO am 24.04.2020 den Bebauungsplanentwurf als Satzung beschlossen.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister    Nach Abschluss des Planungsverfahrens ausgefertigt.  Landshut, den ………………..                                                                                  Oberbürgermeister      Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplan und die Stelle, bei welcher der Plan während der Dienstzeit von jedermann eingesehen werden k ann und über den Inhalt Ausk unft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ….. am ……………….. bek anntgemacht. Mit dieser Bek anntmachung tritt der Bebauungsplan gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen der Bay BO, - i.d.F. der Bek anntmachung vom 14.08.2007 (GV Bl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GV Bl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GV Bl. S. 371), und der BauNV O i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   1. GEBIET SO 1 S ONDERGEBIET „ENERGIE“  zulässige Nutzungen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB  i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 Bay BO): - Für die U nterkonstruk tion der Modulaufständerung sind ausschließlich Bohr- und Rammfundamente zulässig.  - Einhausungen von T rafostationen sind mit Sattel- oder Flachdach auszuführen.  
1.1. Z e itliche Be fristung d e r Nutzung und  Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  1.1.1 Das Baurecht ist befristet auf 20 Jahre. Es besteht die Möglichk eit die Laufzeit der Freiflächen-P hotovoltaik anlage um 5 Jahre und anschließend um weitere 5 Jahre zu verlängern. Nach Ablauf der zeitlichen Befristung oder im Fall der dauerhaften Aufgabe der Stromerzeugung sind sämtliche Anlagenteile innerhalb von 6 Monaten vollständig zurück zubauen und nach den geltenden Regeln der T echnik zu entsorgen. Als Folgenutzung wird die Rück k ehr zur landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.  2. EINFRIEDUNG  2.1. Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m H öhe zulässig. Ausführung mit ausschließlich nichtleitenden Materialien als k unststoffummantelter Maschendrahtzaun, ohne Sock el. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V .m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 Bay BO)  2.2. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten (Durchlässigk eit für Kleinsäuger). Der Bodenabstand des Zauns k ann durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. Die Einfriedung beinhaltet ausschließlich die Modulaufstellfläche einschließlich deren Nebenanlagen sowie deren seitlich erforderliche P flegebereiche. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur P flege und zur Entwick lung von Natur und Landschaft sind nicht einzäunbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  2.3. Zaunbegrünung zur Minimierung des Eingriffes ins Landschaftsbild.  3. OBERFLÄCHENWAS SER (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und  20 BauGB)  3.1  Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versick ern.  4. GELÄNDEVERÄNDERUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)  4.1. Abgrabungen und Aufschüttungen sind mit Ausnahme d er Aufstellfläche für T rafostation(en)/W echselrichter/Übergabestation unzulässig. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen, ohne Stützmauern auszubilden.  5. BAUZEITENREGELUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und  25 BauGB) W ährend der V ogelbrutzeit von Anfang März bis Anfang August sind Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen unzulässig. Ausnahmsweise k önnen während der V ogelbrutzeit Baufeldfreimachungen oder Baumaßnahmen zugelassen werden, wenn der schriftliche Nachweis der U nteren Naturschutzbehörde über die U nbedenklichk eit vorliegt, dass dadurch die Bruttätigk eit der europäischen V ogelarten nach Art. 1 der V ogelschutz-Richtlinie im Brutrevier nicht beeinträchtigt wird, oder eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung der Regierung von Niederbay ern vorliegt. 

6. GRÜNORDNUNG  6.1. P rivate Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  6.1.1. Die privaten Grünflächen im Sondergebiet unterhalb der Solarmodule sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut als extensives, arten- und blütenreiches Grünland herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen; das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Alternativ ist eine Beweidung zulässig (ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die V erwendung von P flanzenschutzmitteln sind unzulässig.  6.2. Eingrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.2.1. Für Strauch- und Baumpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden.  Bei Neupflanzungen ist die V erwendung von Nadelgehölzen nicht zulässig. Bei der Auswahl der P flanzenarten wird auf die Artenlisten unter Ziffer 6.3 verwiesen.  6.2.2. Die T rafostation sowie die Batteriespeicher sind mit Einzelsträuchern einzugrünen, wenn sie innerhalb der Baugrenze randlich angeordnet werden.  6.3. Artenliste (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  6.3.1. Sträucher  P fla nzqualität:  vStr. 60-100  Cornus sanguinea  Roter H artriegel Crataegus laevigata Zweigriffliger W eißdorn  Euonymus europaeus P faffenhütchen  Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster  Lonicera xy losteum H eck enk irsche  P runus spinosa  Schlehe  Rhamnus frangula  Faulbaum  Rhamnus  Kreuzdorn  V iburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball  Salix cinerea   Asch-W eide  6.3.2. Bäum e  P fla nzqualität:  Hei. 2xv 250-300  Alnus glutinosa  Schwarze-Erle  Fraxinus excelsior  Gemeine Esche  P runus padus  Gewöhnliche T raubenk irsche  Salix caprea, männlich Sal-W eide, männlich  U lmus laevis  Flatterulme  6.4. P fla nzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Anlage herzustellen.  6.5. Erha lt von Gehölzpfla nzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei V erlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, W itterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Q ualität 4x verpflanzt, Stammumfang min. 20 cm an derselben Stelle nachzupflanzen; H eck en, Sträucher und sonstige Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von H  100 – 150 cm zu ersetzen.  7. MAS SNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR P FLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,   NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  7.1. Umgrenzung von Fläche n für Maßna hm e n zum Schutz, zur P flege und  zur Entwicklung, von Bod e n, Na tur und  Land scha ft (Ausgle ichs fläche n nach § 1 a BauGB)  7.1.1. Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich k eine Neophy ten (z. B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, Springk raut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gegebenenfalls nötige Bek ämpfungen der Neophy ten, im Frühsommer (vor der Blüte), sind durchzuführen.  Ein Einbringen von Sonderstruk turen wie T otholz- und Steinhaufen an geeigneter Stelle ist zulässig.Spätestens nach Abschluss der Baumaßnahmen müssen die Ausgleichmaßnahmen umgesetzt sein.  

7.1.2. Die Ausgleichsflächen sind gemäß Einschrieb in der Planzeichnung wie folgt herzustellen:   Extensives Grünland Die Flächen sollen als extensives Grünland genutzt werden. H ierfür ist eine Ansaat mit autochthonem Saatgut (z. B. auch als H eudrusch, H eumulch) durchzuführen. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 1/3 der Flächen soll bei jedem Arbeitsgang unbearbeitet belassen werden. Ein Mähen mit Mulchmähern ist unzulässig. Das Mähgut ist frühestens am nächsten T ag abzutransportieren. Eine Düngung ist unzulässig.  Als Alternative zu dem geplanten extensiven Grünland ist die Entwicklung eines W aldsaums zulässig.  H eck enstruk turen (gem. Festsetzungen durch Planzeichen) Es sind 3-5 reihige H eck engehölze (Reihenabstand 1,5 m, P flanzabstand 1,5 m) zu pflanzen (Autochthon, H erk unftsgebiet 6.1 Alpenvorland). Die H eck en können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf Stock gesetzt werden. Dabei dürfen max. 1/3 einer H eck enlänge entfernet werden.    D: HINWEISE DURCH TEXT  1. Brand schutz Es gelten die V orgaben des Art. 5 BayBO i.V .m. mit den Richtlinien über die "Flächen für  die Feuerwehren" (DIN 14090) sowie über "Feuerwehrpläne" (DIN 14095) in der jeweils gültigen Fassung. Für das festgesetzte Sondergebiet ist eine Feuerwehrzufahrt vom Niederaichbacher T eil des Planungsgebietes notwendig. Diese Zufahrt ist hinsichtlich der Beschaffenheit für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t auszulegen. Eine Beschilderung h ierfür ist nicht erforderlich. Eine Löschwasserversorgung ist nicht notwendig. U m einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu k önnen, sollte am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbark eit eines V erantwortlichen für die bauliche Anlage ange bracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Alternativ k ann die zentrale Rufnummer eines W achdienstes vorgesehen werden, der im Schadensfall den zuständigen V erantwortlichen informiert. Es sollte ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt werden. H insichtlich einer eventuellen Objek tplanung (Alarmplanung) sollte eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Den Einsatz k räften der Feuerwehr ist ein gewaltsamer Zugang zu ermöglichen. Dies k ann durch H interlegung eines Schlüssels am Einfahrtstor (Feuerwehr-Schlüsseldepot T y p 1 - nicht V DS anerk annt) realisiert werden.  2. Land wirtscha ft Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. V on diesen können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen k eine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden.  Zur Abgrenzung des Planungsgebietes ist ein ausreichend dimensionierter P ufferstreifen vorgesehen. Auf dem angrenzenden Grünstreifen vorgesehene Gehölzgruppen, Bäume und Sträucher sollten so gepflanzt werden, dass die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche nicht durch überhängende Äste, Schattenwurf oder W urzelwachstum beeinträchtigt wird. Ein ordnungsgemäßer Rück schnitt muss sichergestellt werden.  Eine V erunk rautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer d urch die P hotovoltaik anlage wird durch eine regelmäßige P flege verhindert. Dadurch wird das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden.  3. Oberfläche nwa s s e r Bei der V ersick erung von Niederschlagswasser sind die V orschriften des W H G, des Bay W G, der NW FreiV  sowie die einschlägigen technischen Regelwerk e (TRENGW , DW A M 153, DW A A 138) zu beachten. Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus V ersick erungsanlagen in die Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.  4.  Gehölzpfla nzungen Die Sträucher und Bäume sind so zu pflanzen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Grenzabstände einhalten und zu V ersorgungstrassen mindestens 2,50 m Abstand haben. W o dieser Mindestabstand nicht eingehalten werden k ann, sind im Einvernehmen mit dem V ersorgungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Das "Merk blatt über Baumstandorte und unterirdische V er- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßenund V erk ehrsw esen in der jeweils gültigen Fassung ist zu beachten. 

5. Bod e nd e nkm äle r Nordwestlich des Geltungsbereiches befindet sich folgendes Bodendenkmal: D-2-7439-0068 „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung.“  Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bay DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen U nteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Die H inweise auf Art. 8 Bay DSchG werden gestrichen.“ Da der anteilig größere T eil der Gesamtmaßnahme für die vorliegenden P hotovoltaik anlage auf dem Gebiet der Stadt Landshut liegt, ist der Antrag auf denkmalschutzrechtliche Erlaubnis bei der U nteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Landshut zu stellen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bodendenkmals zum Geltungsbereich k ann nach Aussage der U nteren Denkmalschutzbehörde auch für das Planungsgebiet das V orhandensein eines Bodendenkmals vermutet werden. Daher müssen vor U msetzung der geplanten Maßnahme Sondageöffnungen, die von einer archäologischen Grabungsfirma zu betreuen sind, durchgeführt werden. Die Kosten liegen beim V erursacher. V or Abschluss der denkmalschutzrechtlichen Klärung k ann mit dem geplanten V orhaben nicht begonnen werden; ein dementsprechendes aufschiebend bedingtes Baurecht nach BauGB § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird im Bebauungsplan festgesetzt. Mit der Errichtung darf erst nach der schriftlichen Freigabe durch die Stadtarchäologie Landshut begonnen werden.   6. Extens ivem  Grünla nd  Eine Grünlandeinsaat soll wenn möglich vor U msetzung des P rojek ts durchgeführt werden. Eine Reduk tion der Aufwuchsmenge von Gräsern wird durch die Ansaat des Zottigen Klappertopfs (Rhinanthus alectorolophus) erreicht. Er stellt eine dauerhafte, sichere und hervorragende Bienen- und H ummelweide dar. Möchte man den Klappertopf nicht mehr haben, weil z.B. eine Beweidung vorgesehen ist, k ann er durch Mahd vor der Blüte einfach aus der Fläche verbannt werden. Es wird auf die Broschüre “Landshuter Leitfaden“, der vom Landesbund für V ogelschutz Landshut herausgebracht wurde und qualifizierte P flegehinweise gibt, verwiesen.  Zum Download: https://landshut.lbv.de/projek te/landshuter-leitfaden/   7. Wa s s e rschutzgebietsverord nung (WSG-VO) In der Schutzzone sind Freiflächenphotovoltaik anlagen in der Regel mit dem T rink wasserschutz vereinbar, wenn folgende Maßgaben erfüllt werden: - Das Merk blatt 1.2/9 „Planung und Errichtung von Freiflächen-P hotovoltaik anlagen in T rink wasserschutzgebieten“ des Bay erischen Landesamtes für U mwelt ist zu beachten. - Die Anlage erfolgt auf zuvor mehrjährig genutzten Ack erflächen oder Konversionsflächen. - Großflächiger Bodenabtrag ist zu vermeiden. Die Gründung der Solarmodultische soll flach durch Streifenfundamente ausgeführt werden. Ggf. kommen auch wenige Meter tiefe Ramm- oder Schraubgründungen in Betracht - V erzink te Rammprofile oder Erdschraubank er dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grundwasserstand liegt (allgemeiner Grundwasserschutz). Farbanstriche oder Farbbeschichtungen an den Rammprofilen sind nicht zulässig. Gründungen bis in die gesättigte Zone sind nicht möglich. - Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes, für Baustraßen und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine V erwendung von Recy cling-Baustoffen ist nicht zulässig. - Die Baufläche ist baldmöglichst anzusäen - J egliche W artungsarbeiten an sowie Betank en von Fahrzeugen und Baumaschinen müssen während der Bauphase und im Zuge des U nterhaltes außerhalb des W asserschutzgebietes erfolgen. - W ährend der Bauarbeiten und auch im Zuge der W artungsarbeiten ist sicherzustellen, dass k eine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden. - Bei der Kabelverlegung ist bei der W iederverfüllung der Kabelgräben der ursprüngliche Erdaushub (der Kabelgräben) zu verwenden. - Als T ransformatoren sind in der Zone III / III A T rock entransformatoren, alternativ esterbefüllte Öltransformatoren mit Auffangwanne einzusetzen. Ggf. sind zusätzliche Auflagen zum Brandschutz notwendig. - Zur V egetationspflege ist folgendes zu beachten: Bei der Errichtung von P hotovoltaik anlagen sind größere Erdmassenbewegungen sowie V eränderungen der Oberflächenformen zu vermeiden. Bei der Einzäunung ist wegen der Durchgängigk eit für T iere ein Mindestabstand von 15 cm vom Boden einzuhalten. Auf Zaunsock el ist zu verzichten. Falls auf eine Freiflächen-Beleuchtung der Anlage nicht verzichtet werden k ann, sollen „insek tenfreundliche“ Kaltstrahler eingesetzt werden. Das Grünland ist entweder zu mähen und das Grüngut zu entfernen (unter V erzicht auf Düngung und P flanzenschutzmittel) oder es ist mit Schafen extensiv zu beweiden. - Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich W asser ohne Zusätze verwendet werden.  
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